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HÜRDEN BEIM ELEKTRONISCHEN
RECHTSVERKEHR

GEORGES CHANSON
lic. iur., Rechtsanwalt, Fachanwalt SAV Arbeitsrecht, Zürich1

Stichworte: ERV, Signieren Beilagen, Versandart, justitia.swiss

Keine Pflicht zum elektronischen Signieren von Beilagen (Art. 130 Abs. 2 ZPO)! Eine nur vertrauliche 
Übermittlung via Zustellplattform genügt nicht. Nur «vertraulich» versandte elektronische Eingaben 
reichen zur Fristwahrung nicht. Allein massgebend ist die Abgabequittung, selbst wenn die Sendung 
nicht ausgeliefert werden kann. Dieser Beitrag behandelt im Teil I eine zusätzliche elektronische 
Übermittlung einer im Gerichtsbriefkasten deponierten Eingabe und im Teil II die dort falsche Vorga-
be, es seien auch die Beilagen digital zu signieren. Teil III erläutert gleich zwei Fälle, wo elektronische 
Eingaben nicht eingeschrieben eingereicht wurden. Der Fall einer korrekt eingereichten, aber beim 
Bundesgericht nicht angekommenen elektronischen Eingabe wird im Teil IV vorgestellt. Den Schluss 
(Teil V) macht ein kurzer Ausblick auf justitia.swiss.

I. Einwurf in den Gerichtsbriefkasten
+ elektronische Einreichung

1. Ungewöhnliche und unbewiesene Zustellung
Ein in Deutschland zugelassener Anwalt mit einem in der
Schweiz erworbenen Master of Law hatte behauptet, er
habe die ihm am 24. 6. 2024 zugestellte Klagebewilligung
mit seiner Klage am 27. 10. 2023 nach 22 Uhr im Gerichts-
briefkasten des Bezirksgerichts Meilen deponiert und
wollte dies mit einer Fotografie von 22.18 Uhr vom glei-
chen Abend, welche den Einwurf zeigen soll, beweisen.
Diese Fotodatei hatte er noch vor Mitternacht mit einer
elektronischen Version der Klageschrift über PrivaSphere
als zugelassene Zustellplattform eingereicht, was er aber
nicht mit einer gültigen digitalen Signatur versah. In der
Sache ging es um Ansprüche aus einer angeblich zu Un-
recht fehlenden Versicherungsdeckung bei einem Verfah-
ren vor einer Anwaltskammer in Deutschland.

Weder das Zürcher Obergericht2 noch das Bundesge-
richt3 beurteilten dieses Vorgehen als zur Fristwahrung ge-
nügend, auch wenn der Kläger den Einwurf in den Gerichts-
briefkasten auf seiner Eingabe bestätigt und auf das 
Nachreichen der elektronischen Kopie via PrivaSphere ver-
wiesen hatte. Es fehlte einerseits ein rechtsgenügender 
Nachweis für den rechtzeitigen Einwurf in den Gerichts-
briefkasten und andererseits eine von Art. 130 Abs. 2 ZPO
vorgegebene qualifizierte elektronische Signatur4. Über-
dies wäre die Frist zur Einreichung der Klagebewilligung 
nach der neuen Praxis des Bundesgerichts5 ohnehin einen 
Tag zu spät geschehen6. Das Bundesgericht führte aus7 – 
was über diesen Fall hinaus von allgemeinem Interesse 
ist –, dass eine Frist zwar bis «zur letzten Minute» ausge-
schöpft werden dürfe, aber dass der Absender geeignete 
Beweisvorkehren treffen müsse, wenn bei einem Einwurf 
bei der Post nach Schalterschluss offensichtlich sei, dass 
der Eingangsstempel (gemeint ist wohl der Poststempel) 
auf ein späteres Datum lauten werde. Das gelte analog 
auch, wenn eine Eingabe direkt in den Gerichtsbriefkasten 
geworfen werde. Ein Rechtsanwalt müsse sich des Risikos 

2 Beschluss I. ZK vom 6. 5. 2024 (NP230037-O), mit der Verfahrens-
nummer auffindbar auf www.entscheidsuche.ch.

3 BGer 4D_76/2024 vom 13. 9. 2024.
4 Nachstehend mit «QES» abgekürzt.
5 BGE 150 III 367 = BGer 5A_691/2023 vom 13. 8. 2024, dazu 

CHANSON, Fristenfalle Monatsfrist: Klärung durch Bundesgericht, 
Anwaltsrevue 2024 S. 397–399.

6 E. 3.3 des Bundesgerichts.
7 E. 3.4.1 des Bundesgerichts.

1 www.arbeitsrechtler.ch. Der Autor hat in der Anwaltsrevue 
schon mehrfach zu «handwerklichen» Themen und insbesondere 
zu Fristen und deren Einhaltung publiziert (siehe Anwaltsrevue 
2024, S. 165, 288, 397 + 467, unter dem Kurzlink https://arbrch.ch/
AwR24_Fristen in einer Sammeldatei abrufbar, Anwaltsrevue 
2026, S. 40–45, wo es u. a. um verpasste Fristen im Zusammen-
hang mit dem ePost ScanningService der schweizerischen Post 
ging, und Anwaltsrevue 2026, S. 137–141, über Eingaben am 
letzten Tag). Dieser Beitrag und die Internet-Adressen basieren 
auf dem Stand vom 11. 6. 2026.
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bewusst sein, dass seine Sendung nicht am gleichen Tag 
abgestempelt wird, wenn er sie nach Schalterschluss in 
einen Briefkasten wirft. Schaffe er eine derartige verfah-
rensmässige Unsicherheit über die Fristwahrung, müsse er 
unaufgefordert («spontanément») und vor Ablauf der Frist 
Beweismittel für die Behauptung der Rechtzeitigkeit anbie-
ten, indem er beispielsweise auf dem Briefumschlag ver-
merke, die Postsendung sei kurz vor Fristablauf in Anwe-
senheit von Zeugen in einen Briefkasten gelegt worden8. 
Dabei sei eine Fotografie kein taugliches Beweismittel, 
denn sie könne anders als etwa ein Video nicht beweisen, 
dass der Briefumschlag tatsächlich verschlossen eingewor-
fen wurde9.

Lediglich zur Abrundung einer Geschichte mit etwas 
bizarren Zügen sei noch eine Erwägung zitiert10, wo das 
Bundesgericht dem Kläger vorhält, er habe die Begrün-
dungsanforderungen der subsidiären Verfassungsbe-
schwerde verfehlt, und dann wörtlich fortfährt: «Dies ist 
etwa der Fall, wenn er vorbringt, er müsse sich nicht erzäh-
len lassen, er sei Jurist oder Rechtsanwalt. Denn wenn die 
betreffenden Richter Götter wären, gäbe es keine Oberge-
richte, kein Bundesgericht und keinen Europäischen Ge-
richtshof für Menschenrechte mehr, weil Götter nämlich un-
fehlbar seien. Diesen ‹germanischen Grössenwahn› müsse 
er sich nicht bieten lassen. Auf solche und ähnliche Vorbrin-
gen braucht nicht eingegangen zu werden.»

2. Würdigung des Entscheids BGer 4D_76/2024
All diese vorstehenden Erwägungen sind nachvollziehbar
und geben, was die Fristwahrung betrifft, die bisherige Pra-
xis des Bundesgerichts wieder. Nachvollziehbar sind weiter
die bundesgerichtlichen Erwägungen 3.5 und 3.5.2, die elek-
tronische Eingabe des Klägers sei nicht mit einer gültigen
Signatur versehen gewesen, was kein heilbarer Mangel sei.

Nicht gefolgt werden kann dagegen sowohl dem Bun-
desgericht wie dem Zürcher Obergericht, wo diese – ge-
stützt auf eine schon bei deren Publikation überholte 
Kommentierung von Art.  130 Abs.  2 ZPO aus dem Jahr 
2017  – davon ausgehen, dass sowohl eine elektronische 
Eingabe wie deren Beilagen qualifiziert elektronisch zu 
signieren seien11. Das ist qualifiziert falsch und es hätte 
diese falsche Erwägung, auch die Beilagen seien digital zu 
signieren, für die Begründung des vorliegenden Ent-
scheids gar nicht gebraucht.

II. Exkurs: Keine Pflicht zum Signieren
von Beilagen

1. Entscheide aufgrund von überholtem Gesetzeswortlaut
Im unter I vorstehend behandelten Verfahren verwiesen
beide Instanzen auf die Kommentierung dieser Bestim-

8 E. 3.4.2 des Bundesgerichts.
9 E. 3.4.3 des Bundesgerichts.
10 E. 5.3 des Bundesgerichts.
11 E. 3.5.1 des Bundesgericht, E. II .3.3 des Zürcher Obergerichts, 

mehr dazu bei Fn. 13 + 14.

mung in der 3. Auflage (Mai 2017) des Basler Kommentars 
zur ZPO, der leider noch den früheren Gesetzestext dieser 
Bestimmung von 2011 wiedergibt und kommentiert. Der 
Wortlaut lautete bis Ende 2016 wie folgt: «2 Bei elektroni-
scher Übermittlung muss das Dokument, das die Eingabe 
und die Beilagen enthält, mit einer anerkannten elektroni-
schen Signatur der Absenderin oder des Absenders verse-
hen sein. Der Bundesrat bestimmt das Format der Über-
mittlung.» Mit der ersten grösseren ZPO-Revision12, die auf 
den 1. 1. 2017 in Kraft trat, erhielt Art. 130 Abs. 2 ZPO einen 
neuen Wortlaut: «Bei elektronischer Einreichung muss die 
Eingabe mit einer qualifizierten elektronischen Signatur ge-
mäss [ZertES] versehen werden. Der Bundesrat regelt: a. 
das Format der Eingabe und ihrer Beilagen; […]»

Dieser klaren und unmissverständlichen Gesetzesän-
derung scheinen sich weder das Zürcher Obergericht noch 
das Bundesgericht bewusst gewesen zu sein, indem Erste-
res erwogen hat13, die QES sei nicht bloss für die Rechts-
schrift an sich, sondern auch in Bezug auf deren Beilagen 
sowie weitere schriftliche Prozesshandlungen, etwa Be-
weiseingaben, vorausgesetzt, was das Bundesgericht als 
zutreffenden Verweis auf das Schrifttum bestätigte14. 
Schon ein Blick ins Gesetz statt in eine veraltete und des-
halb falsche Kommentierung hätte genügt. Auch in der 
Botschaft zur ZertES-Revision15 wird bei der «Regelung 
der elektronischen Eingabe» zwischen der «Eingabe 
selbst» und den «Beilagen» differenziert. Bedauerlicher-
weise wird in neueren Kommentierungen von Art.  130 
Abs. 2 ZPO16 immer noch die alte bis 2016 geltende Rechts-
lage kolportiert. JULIA GSCHWEND17 hat ihre Kommentie-
rungen im Basler Kommentar allerdings in mehrfacher 
Weise relativiert18, empfiehlt ganz am Ende ihrer Bespre-
chung von BGer, 4D_76/2024 aber doch, bis zur abschlie-
ssenden Klärung die Eingabe und die Beilagen in ein einzi-
ges PDF-Dokument zu integrieren und dies gesamthaft 
oder mehrere PDF-Dokumente je einzeln zu signieren. 
Eine Auseinandersetzung mit dieser Unterscheidung zwi-
schen der «Eingabe selbst» und den «Beilagen», wie sie 

12  Als Teil der Totalrevision des BG über die elektronische Signatur 
(ZertES).

13  E. II.3.3 des Zürcher Obergerichts.
14 E. 3.5.1 des Bundesgerichts.
15  BBl 2014 1001, S. 1030 ganz unten, dort zu Art. 21a Abs. 2 VwVG, 

der «Prototyp» für weitere geänderte Bestimmungen war.
16 GSCHWEND, in: Basler Kommentar zur ZPO, 4. A. 2024, N 3 zu 

Art. 130 ZPO; Meisterhans/Gwelessiani, Schulthess Praxiskom-
mentar zu HRegV, 4. A. 2021, zu Art. 12b HRRegV; SPÜHLER, in: 
ZPO, annotée/Kurzkommentar, 2023, N 3 zu Art. 130 ZPO; 
SUTTER/SOMM, in: Handkommentar zur ZPO, 2021, N 7 zu Art. 130 
ZPO; JENNY/ABEGG, in: Orell Füssli Kommentar zur ZPO, 3.A. 
2023, N 2 zu Art. 130 ZPO, ähnlich KRAMER/KUBAT ERK, in: 
Dike-Kommentar zur ZPO, 3. A. 2024, N 7 zu Art. 130 ZPO, wo es 
heisst, das Dokument, das die Eingabe und die Beilagen enthalte, 
müsse mit einer anerkannten elektronischen Signatur versehen 
sein.

17 Autorin der Kommentierung von Art. 130 ZPO in den letzten 
beiden Auflagen des Basler Kommentars.

18 GSCHWEND/MEIENBERG, Schriftlichkeitserfordernis nach 
Art. 130 Abs. 2 ZPO / Besprechung von BGer, 4D_76/2024, 
13. 9. 2024, AJP 2025 S. 160.
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die Materialien machen, fehlt im Beitrag GSCHWEND/
MEIENBERG. Wenn in Kommentierungen vertreten wird, 
das Signieren von Beilagen sei nötig, um auch die Voll-
ständigkeit und Echtheit des versandten Dokuments zu 
gewährleisten19, so war dies die Auffassung des Bundes-
amts für Justiz (BJ)20 bei Inkrafttreten der ZPO, die in die 
damaligen Erläuterungen zu den sog. Übermittlungsver-
ordnungen Eingang fand21 und auch mit der damaligen 
Fassung von Art. 130 Abs. 2 ZPO («Dokument, das die Ein-
gabe und die Beilagen enthält») verständlich war. Dazu ist 
allerdings zu sagen, dass eine Beilage nicht echter wird, 
wenn sie eine digitale Signatur trägt, zumal ja in aller Regel 
nur ein Scan eines Beweisdokuments eingereicht wird. 
Umgekehrt wird ein Beweismittel mit dem Anbringen 
einer digitalen Signatur verändert. Überdies gewährleistet 
die Vorgabe der Übermittlung über eine anerkannte Zu-
stellplattform mitsamt der dafür vorgegebenen Abgabe-
quittung die Integrität aller übermittelten Dateien22. Auch 
zur Identifikation einer Sendung braucht es keine Unter-
schrift, weil der Absender ja mindestens eine Datei mit 
einer rechtsgültigen QES versenden muss und in der 
Regel23 auch auf der Plattform abonniert und bekannt ist. 
Mit der ZPO-Revision von 2016 wurden auch die Übermitt-
lungsverordnungen neu gefasst und Art. 7 VeÜ-ZSSV mit 
dem Randtitel «Signatur» wurde ersatzlos gestrichen24. 
Folgerichtig heisst es in der undatierten Ergänzung von 
Ende 2016 zu den Erläuterungen zur VeÜ-ZSSV, diese 
Streichung erfolge, da die zu verwendende Signatur für 
Eingaben an eine Behörde bereits in den entsprechenden 
Prozessordnungen bestimmt werde25. Und wie gesagt: 
Art. 130 Abs. 2 ZPO spricht nicht mehr von den Beilagen, 
sondern nur noch von der Eingabe. Dem Autor liegt eine 
Abschrift des (nicht öffentlichen) Amtsberichts des BJ an 
das Bundesgericht vom 26. 8. 202526 vor, wo es am 
Schluss klar und zutreffend heisst: «Mit dem geänderten 
Art. 130 Abs. 2 ZPO müssen Eingaben und Beilagen nicht 
mehr in einem Dokument zusammengefasst werden und 

19	 So KRAMER/KUBAT ERK, mit Verweis auf die Erläuterungen S. 5 f 
in Fn. 28.

20	 Nachstehend durchwegs mit «BJ» abgekürzt.
21	 Erläuterungen in der Fassung vom Juni 2010, soweit ersichtlich auf 

der Website des BJ nicht mehr publiziert, aber noch abrufbar 
unter https://ejustice.ch/wp-content/uploads/2025/06/09_
Erlauterungen_de_def_def.pdf sowie auf der (nicht nachgeführ-
ten) Website des Autors: https://erv.arbeitsrechtler.ch/docs/_
CH_ERV_Erlaeu_Uem-VO_2010.6.pdf.

22	 Vgl. dazu BGer 8C_604/2024 vom 27. 11. 2025, E. 6.3, mit Verweis 
auf einen Amtsbericht des BJ vom 3. 6. 2025. Dazu Teil III .2.B).

23	 Ausnahme bilden die Eingabeformulare von PrivaSphere in 
gewissen Kantonen, z. B. in Zug, wo allerdings auch persönliche 
Daten wie ein Geburtsdatum abgefragt werden.

24	 AS 2016 4667, in Kraft 1. 1 . 2017.
25	 Soweit ersichtlich auf der Website des BJ nicht publiziert, aber 

noch abrufbar unter https://www.so.ch/fileadmin/internet/gerichte/ 
gerichtsverwaltung/pdf/Gerichtsverwaltung/Erlaeuterung_der_
einzelnen_Bestimmungen.pdf (u. a. erwähnt in BGer 8C_604/2024, 
dort E. 4) oder unter https://erv.arbeitsrechtler.ch/docs/_CH_
ERV_Erlaeu_Uem-VO_Ergaenzung_2016.11.pdf.

26	 Er ist Teil des Verfahrens BGer 8C_174/2025 mit Urteil vom 
27. 11. 2025, wo die Beschwerdeführerin diesen Entscheid BGer 
4D_76/2024 angesprochen hatte. Dazu Teil III .2.B).

es ist nur die Eingabe mit einer elektronischen Signatur zu 
versehen.»

2. Seitenblick auf die Regelung vor Bundesgericht
Interessant ist auch noch die Vorschrift von Art. 4 ReRB-
Ger27, die für das dortige Verfahren vorgibt, dass Beilagen
einzeln einzureichen sind (Abs.  1), aber gleichzeitig in
Abs. 2 sagt: «Die für die Einhaltung von Fristen entschei-
denden, unterschriftsbedürftigen Dokumente müssen mit
der qualifizierten elektronischen Signatur der Verfah-
renspartei oder ihres Vertreters versehen werden.» Dieser
Satz sagt genau das, was auch im Bereich von Art.  130
Abs. 2 ZPO gelten muss.

3. Verhaltensregeln
Der Autor wurde schon mehrfach gefragt, wie man sich
angesichts dieser doch unseligen und zugleich unsorgfäl-
tigen Rechtsprechung verhalten soll. Es gibt zwar Stim-
men in der Praxis28, die sagen, das Signieren von Beilagen
sei keine Gültigkeitsvoraussetzung. Auch die vorstehend
behandelte Stellungnahme des BJ29 hat Gewicht. Doch da-
rauf vertrauen kann man wohl nicht. Der Autor hat es bei
der Verfolgung der Rechtsprechung zum elektronischen
Rechtsverkehr mehrfach erlebt, dass Gerichte frei von den 
technischen Gegebenheiten, die sie schlicht nicht kannten, 
entschieden haben.

Dieser Entscheid BGer 4D_76/2024 wurde bis Mai 
2026 in insgesamt drei weiteren des Bundesgerichts zi-
tiert30, ohne dass die Frage des Signierens von Beilagen 
nochmals erwähnt worden wäre. Vielmehr beziehen sich 
die Verweise in zwei von diesen Entscheiden31 darauf, dass 
ein Foto, das zum Zeitpunkt des Einwurfs in den Briefkas-
ten aufgenommen wurde, nicht beweise, dass der Um-
schlag mit der Beschwerde tatsächlich zum angegebenen 
Datum und Zeitpunkt in den Briefkasten geworfen wurde 
und dass der Umschlag zum Zeitpunkt der Aufnahme be-
reits verschlossen war. Ob das Bundesgericht oder das 
Zürcher Obergericht noch Gelegenheit hat, seine falsche, 
da gesetzwidrige Praxis zum Signieren von Beilagen zu 
korrigieren, bleibt offen. Dazu müsste es ja einen entspre-
chenden Fall geben und mit justitia.swiss32 wird sich 
dieses Problem für die Anwaltschaft ohnehin nicht mehr 
stellen. Dass sich das Bundesgericht in einer gleichen Kon-
stellation nochmals auf den obsoleten Gesetztext bezie-
hen würde, ist nicht zu hoffen. Eher könnte sich eine unte-
re Instanz auf diese falsche Erwägung 3.5.1 von BGer 
4D_76/2024 berufen und man könnte gezwungen sein, 
dies auf dem Rechtsmittelweg zu korrigieren.

27 In Kraft ab 1. 4. 2017.
28 So auch GSCHWEND/MEIERHANS, zitiert in Fn. 16, dort C. Fazit, 

bei Fn. 33.
29 Bei Fn. 26.
30 BGer 7B_70/2023 vom 13. 5. 2025, 2C_638/2024 vom 10. 9.2025 + 

6B_330/2025 vom 2. 2. 2026 (fr). 
31 BGer 7B_70/2023 + 6B_330/2025. 
32 Dazu nachstehend Teil V.
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Aus dieser rein pragmatischen Sicht bleibt wohl nichts 
anderes, als Eingaben und weitere Dokumente in eine Datei 
zu packen und diese dann einmal rechtsgültig digital zu si-
gnieren. Das kann allerdings an der noch geltenden inter-
operablen Nutzgrösse von 15 MB33 scheitern, die zu einer 
Aufteilung auf mehrere Dokumente und wohl zu mehrfa-
chem elektronischem Signieren zwingen kann, jedenfalls, 
wenn man auf der ganz sicheren Seite bleiben will.

III. Falscher Übermittlungsweg 
bei elektronischen Eingaben

1. Ablauf bei Einreichung einer elektronischen Eingabe
Zum Verständnis der Abläufe in den nachstehend behan-
delten Entscheiden ist am Beispiel der Zivilprozessord-
nung vorab die Einreichung einer elektronischen Eingabe 
zu beschreiben.

Erste Bedingung ist, dass der Absender über eine qua-
lifizierte elektronische Signatur gemäss ZertES34 verfügt. 
Zweitens braucht es in der Regel35 einen kostenpflichti-
gen36 Account des Versenders mit dessen E-Mail-Adresse 
auf einer akkreditierten Zustellplattform, d. h. bei Priva-
Sphere oder IncaMail. Beide Plattformen bieten eine Web-
mail-Lösung und daneben eine Integration in den eigenen 
E-Mail-Client37 an. Weitere Voraussetzung ist die Kenntnis 
der korrekten Behördenadresse, an welche elektronische 
Eingaben versandt werden können. Sie kann sowohl bei 
PrivaSphere wie bei IncaMail registriert sein und wird im 
eGov-Teilnehmerverzeichnis des Bundes eingetragen, was 
sog. interoperable Übermittlungen, d. h. von der einen Zu-
stellplattform über die andere, erlaubt. Das öffentlich zu-
gängliche eGov-Verzeichnis38 wird von PrivaSphere im 
Auftrag des Bundes zugänglich gemacht und laufend ak-
tualisiert.

Sind alle diese Bedingungen erfüllt, so erfolgt der Ver-
sand einer vorgängig qualifiziert digital signierten Eingabe 
entweder via Webmail oder aus dem eigenen E-Mail-Client. 
Beim Versand via Webmail erfolgt ein Login auf der ent-
sprechenden Plattform, wobei sich bei IncaMail gleich ein 
Formular zum Mailversand öffnet, welches drei Versandar-

33 Art. 6.4 des Kriterienkatalogs zur AnerkennungsVO Zustellplatt-
formen, abrufbar unter https://www.bj.admin.ch/bj/de/home/
staat/rechtsinformatik/e-uebermittlung.html.

34 Vgl. dazu CHANSON, Eingaben am letzten Tag: drei heikle Fälle 
aus der Gerichtspraxis, Anwaltsrevue 2026, 137–141, dort Teil I .3.A, 
S. 140.

35 Ausser in den Kantonen, wo PrivaSphere Webformulare bereit-
stellt, wie AI, AR, LU, OW, NW, SG, zum Teil SH, TG, TI, ZG.

36 PrivaSphere (siehe unter https://p4u.ch/preisplan): PreyPay (z. B. 
CHF 2.00 pro eGov-Mail) oder Jahresabo für CHF 240.00 mit 20% 
SAV-Rabatt; IncaMail (siehe https://web.incamail.com/de, dort 
<Preise): Premium (nur Webmail) CHF 9.90/Mt. oder 99.00/Jahr, 
Transaktionsmodell nach Benutzung (z. B. CHF 1.85 pro einge-
schriebene Nachricht) mindestens CH 205.40 pro Quartal + 
einmalige Setup-Gebühr oder Fixpreismodell ab CHF 517.60/Jahr 
+ einmalige Setup-Gebühr Stand 11. 6. 2026.

37 PrivaSphere kostenlos; IncaMail nur mit Transaktions- oder 
Fixpreismodell.

38 Kurzlink: https://p4u.ch/suche.

ten offeriert: «Vertraulich»39, «Persönlich»40 oder «Ein-
schreiben»41. Nach dem Anhängen der elektronisch signier-
ten Eingabe, der Wahl der richtigen Versandart und des 
richtigen Adressaten kann das E-Mail versandt werden, ide-
alerweise mit einem begleitenden Text und einem Betreff, 
der keine Klientennamen, sondern nur Abkürzungen ent-
halten soll42. Nach dem Login auf PrivaSphere kann oben 
links <Neue E-Mail> angeklickt und dann die angezeigten 
Felder ausgefüllt werden. Nach einem Klick auf den Button 
<Versand vorbereiten> werden verschiedene Optionen 
angezeigt, unter anderem die richtige Versandart «eGov 
Einschreiben E-Mail». Unmittelbar nach dem Versand soll-
te bei beiden Zustellplattformen ein Dienstmail mit der 
sog. Abgabequittung eintreffen, welche zu überprüfen 
und wiederauffindbar abzulegen ist. Sie wird sowohl dem 
Absender wie dem Empfänger ausgeliefert. Der Versand 
via E-Mail-Client funktioniert an sich gleich. Auch dort 
muss die Versandart «eGov Einschreiben» bzw. «Ein-
schreiben» gewählt werden, was insbesondere bei Ver-
wendung von Outlook mittels Add-in mit einem Button 
möglich ist.

Nur bei Wahl der Einschreiben-Versandart besteht sog. 
Interoperabilität zwischen den beiden Zustellplattformen, 
d. h. der Absender kann von seiner Plattform auch direkt 
eine Behörde auf der anderen Plattform adressieren, ohne 
dass er weiss, auf welcher Plattform diese registriert ist. 
Keine Interoperabilität besteht bei der «Vertraulich»-
Versandart43, d. h. es erfolgt keine Auslieferung über die 
andere Plattform. Beide Zustellplattformen erlauben heute 
aber den Versand von vertraulichen E-Mails an Adressen, 
die nicht bei ihnen registriert sind. Bei PrivaSphere wird zur 
Abholung automatisch ein MUC44 verlangt. IncaMail liefert 
nur aus, wenn die Empfängeradresse bereits auf dieser 
Plattform registriert ist oder stattdessen, wenn der Emp-
fänger einen Bestätigungslink an seine Mail-Adresse anfor-
dert und betätigt.

2. Zwei parallele Verfahren
A) Ungültige Eingaben ans Zürcher Sozialversicherungs-

gericht
Gleich zweimal ist das Sozialversicherungsgericht des 
Kantons Zürich auf Eingaben nicht eingetreten, die zwar 
von den Parteivertretern über eine anerkannte Zustell-
plattform, einmal PrivaSphere und einmal IncaMail, aufge-

39 Was einen Versand an jede gültige E-Mail-Adresse erlaubt.
40 Wo die angewählte Adresse mit einem IncaMail-Konto verbunden 

sein muss.
41 Wo zwar auch ein Versand an jede gültige E-Mail-Adresse möglich 

ist, wobei Behörden grundsätzlich im Teilnehmerverzeichnis der 
BJ eingetragen sein müssen und dann über die Suchlupe, die bei 
Wahl des Einschreiben-Buttons angezeigt wird, auch gefunden 
werden könnten.

42 Da IncaMail-Dienstmeldungen mit offenem E-Mail und mit 
entsprechend sichtbarem Betreff übermittelt werden.

43 Entsprechende Vorstösse des SAV bei der Schweizerischen Post in 
den Jahren 2011 und 2021 blieben ohne Gehör.

44 Message Unlock Code. Ein Versand ohne MUC ist möglich, verlangt 
aber eine entsprechende Anordnung.
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geben worden sind, aber bloss vertraulich und nicht ein-
geschrieben versandt wurden.

Beim Beschluss vom 2. 10. 2024 (IV.2024.00465)45 
war die Verweigerung von IV-Leistungen wegen einer 
starken Migräne angefochten und der Anwalt des Versi-
cherten hatte sich am 23. 7. 2024, d. h. noch vor Fristablauf 
am 27. Juli, dagegen auf elektronischem Weg beschwert. 
Dazu bediente er sich der anerkannten Zustellplattform 
PrivaSphere. Allerdings wählte er – möglicherweise verse-
hentlich  – nicht die sog. eGov-Übermittlung, d. h. einen 
eingeschriebenen Versand, sondern das E-Mail mit seiner 
Eingabe war nur vertraulich. Es konnte, da es automatisch 
mit einem sog. MUC46 versehen wurde, von der Kanzlei 
des Sozialversicherungsgerichts mangels Kenntnis dieses 
MUCs nicht geöffnet werden. In einer korrekt via eGov 
übermittelten Eingabe vom 28. August reichte der Vertre-
ter unter Hinweis auf seine Beschwerde vom 23. Juli ein 
Arztzeugnis nach und wurde von der Gerichtskanzlei am 
30. August telefonisch orientiert, dass an diesem 23. Juli
ein E-Mail zwar via PrivaSphere eingegangen sei, aber
nicht geöffnet werden konnte. Gleichentags und ebenfalls
via eGov reichte er seine Beschwerde vom 23. Juli nach.
Der Beschwerdeführer liess dazu später ausführen, es sei
am 23. Juli eine sog. «Abgabequittung» ausgestellt wor-
den und überdies ein Prüfbericht zur Gültigkeit der ver-
wendeten digitalen Signatur47, was die rechtzeitige Auf-
gabe der Beschwerde genügend belege. Das Gericht hielt
u. a. dafür, dass diese nicht zertifizierte Quittung den Vor-
gaben von Art. 143 Abs. 2 ZPO48 nicht genüge.

Im Verfahren IV.2025.00048 (Beschluss vom 
18. 2. 202549) ging es ebenfalls um die Ablehnung eines
IV-Leistungsbegehrens, die der Anwalt des Beschwerde-
führers am 20. 1. 2025, d. h. letzten Tag der Beschwerde-
frist, angefochten hatte. Er tat dies mit einer rechtsgültig
signierten Eingabe, die er um 19.23 Uhr mit der Zustellart
«vertraulich»50 an die eGov-Adresse kanzlei@svger-zh.ch
versandte, worauf er lediglich eine «IncaMail Übermitt-
lungsbestätigung», aber keine Abgabequittung erhielt.
Letzteres hätte ihn stutzig machen müssen. Das Sozial-
versicherungsgericht hielt fest, dass diese Übermitt-
lungsbestätigung nicht als Abgabequittung im Sinne von
Art. 143 Abs. 2 ZPO51 gelten könne, folglich nicht rechts-
gültig übermittelt worden sei, womit keine fristwahrende
elektronische Eingabe vorliege. Es trat auf die Klage nicht

45	 Mit der Verfahrensnummer auffindbar auf www.entscheidsuche.ch.
46	 D. h. ein Mitteilungspasswort, siehe Fn. 44.
47	 Wird über PrivaSphere (und nur bei dieser Plattform) eine Datei 

mit einer QES versandt und hat der Empfänger den «Diskreter 
Validator Web Service» bei eOperations Schweiz abonniert, so 
wird das E-Mail automatisch mit einem QES-Validatorbericht 
ergänzt.

48  Anwendbar aufgrund von Art. 61 Abs. 1 ATSG i. V. mit § 28 lit. a 
des Zürcher Gesetzes über das Sozialversicherungsgericht.

49 Mit der Verfahrensnummer auffindbar auf www.entscheidsuche.ch. 
50 Was der Default-Einstellung beim Versand via IncaMail-Webmail 

entspricht.
51 Anwendbar aufgrund von Art. 61 Abs. 1 ATSG i. V. mit § 28 lit. a 

des Zürcher Gesetzes über das Sozialversicherungsgericht.

ein, obwohl ihm die Eingabe vom 20.  Januar zuging52. 
Eine Rückweisung zur Verbesserung war nicht möglich, 
da die Eingabe bei Fristende nach Geschäftsschluss ver-
sandt worden ist.

B) Zwei analoge Entscheide des Bundesgerichts
Die IV. öffentlich-rechtliche Abteilung des Bundesgerichts
hat diese Nichteintretensentscheide in beiden Verfahren
mit Urteilen vom 27. 11. 2025 bestätigt. In beiden Fällen holte 
das Bundesgericht eine Vernehmlassung des BJ ein und
entschied in Fünferbesetzung, ohne dass eine Publikation
in der amtlichen Sammlung vorgesehen ist. Der Entscheid
BGer 8C_604/202453 behandelt den älteren Fall des Sozial-
versicherungsgerichts von 2024, BGer 8C_174/202554 den
jüngeren von 2025.

Wie schon das Sozialversicherungsgericht stellte das 
Bundesgericht auf die Vorgabe von Art. 143 Abs. 2 ZPO ab, 
welcher durch Art. 8b Abs. 1 VeÜ-ZSSV konkretisiert wird. 
Weil diese Vorschriften durch Verweis im Zürcher Gesetz 
über das Sozialversicherungsgesetz zu subsidiärem kan-
tonalem Recht werden, prüfte das Bundesgericht deren 
Anwendung nur unter dem Blickwinkel der Willkür55. Den-
noch wurden die Anwendung und die Bedeutung dieser 
Bestimmungen ausführlich erläutert.

C) Bezüglich des technischen Ablaufs richtige Entscheide
Zum Verständnis der beiden Entscheide braucht es den
Hinweis, dass Art. 143 Abs. 2 ZPO bereits zweimal geän-
dert worden ist. Ab 2011 galt «die Frist eingehalten, wenn
der Empfang bei der Zustelladresse des Gerichts spätes-
tens am letzten Tag der Frist durch das betreffende Infor-
matiksystem bestätigt worden ist.» Mit der ZertEs-Revisi-
on56 hiess es dann ab 2017, es sei «für die Wahrung einer
Frist der Zeitpunkt massgebend, in dem die Quittung aus-
gestellt wird, die bestätigt, dass alle Schritte abgeschlos-
sen sind, die auf der Seite der Partei für die Übermittlung
notwendig sind». Dies war die Grundlage der «Abgabe-
quittung», was der damals neu eingefügte Art. 8b Abs. 1
VeÜ-ZSSV ausdrücklich festhält. Diese Änderung ent-
sprach den Intentionen der Anwaltschaft, wie sie in den
Jahren zuvor vom SAV dem BJ plausibel gemacht worden
sind, und erlaubte eine klare Festlegung des Fristwah-
rungs-Zeitpunkts, der nicht mehr davon abhängig war,
was – auf Risiko des Versenders – zwischen der Abgabe
der elektronischen Eingabe und dem Eingang auf dem «In-
formatiksystem» des Gerichts genau passierte. Geschichte 
waren damit auch die Diskussion, was denn genau dieses

52	 Unklar ist, ob sie auch geöffnet wurde. Vgl. die gegenteilige 
Behauptung des Beschwerdeführers vor Bundesgericht, E. 6.2 
a. E. im Verfahren BGer 8C_174/2025.

53	 Zu diesem Entscheid liegt eine durch opencaselaw.ch KI-
generierte Zusammenfassung vor: https://www.bger-update.ch/
zusammenfassung/28117.

54	 Auch hier gibt es eine solche Zusammenfassung: https://www.
bger-update.ch/zusammenfassung/28116.

55	 E. 4.2 in beiden Entscheiden.
56	 Vgl. dazu die Fn. 12 + 15.
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«Informatiksystem» sei, und auch entsprechende Fehlur-
teile57. Aus dieser Optik scheinen die Überlegungen der 
Gerichte in diesen beiden Fällen richtig.

In seinem Amtsbericht betonte das BJ die Bedeutung 
der Abgabequittung als Sicherheit für die Integrität der 
Sendung und weiter, dass die Interoperabilität, d. h. die 
Weiterleitung von der einen zu anderen anerkannten Zu-
stellplattform, ausschliesslich bei Einschreiben-Sendun-
gen funktioniere. Überdies verwies es auch auf das Risiko 
von Manipulationen und auf das Phishing-Risiko bei nur 
«vertraulich» aufgegebenen Sendungen. Somit seien 
«Eingeschrieben» (IncaMail) resp. «eGov Einschreiben» 
(PrivaSphere) die einzig anerkannten Versandarten und 
deren Verwendung Gültigkeitsvoraussetzung für elektro-
nische Eingaben und Zustellungen.

D) Überspitzter Formalismus?
Den Einwand des überspitzten Formalismus hat das Bun-
desgericht in beiden Verfahren verworfen. Dies rechtfer-
tigte sich sicher dort, wo die via PrivaSphere versandte 
elektronische Eingabe nicht ankam bzw. das E-Mail nicht 
geöffnet werden konnte58. Man kann sich aber mit Recht 
fragen, ob dieser Einwand im zweiten Fall59 hätte gleich 
behandelt werden müssen, da die elektronische Eingabe 
nachgewiesenermassen rechtzeitig, aber auf dem «fal-
schen Weg» eingereicht wurde und vom Gericht auch ent-
gegengenommen werden konnte. Hier wurde dem Anwalt 
zum Verhängnis, dass die Gerichtspraxis an die berufs-
mässige Vertretung besonders strenge Anforderungen 
stellt, wo man gegenüber einem Laien vielleicht noch 
Milde walten lassen würde. Dahinter steht auch, dass 
immer wieder und auch in Kommentaren vertreten wird, 
dass man beim Versand elektronischer Eingaben so viel 
Zeit einrechnen müsse, dass noch vor Fristablauf eine hän-
dische Übergabe an die Schweizerische Post möglich sei.

3. Tipp für die anwaltliche Praxis
Bleibt nach Versand einer elektronischen Eingabe über eine 
zugelassene Plattform, also via PrivaSphere oder IncaMail, 
das in der Regel unverzügliche Eintreffen der Abgabequit-
tung aus, so müssen beim Versender die Alarmglocken läu-
ten und er muss sich Alternativen für die fristgerechte 
Postulierung überlegen, wozu insbesondere die Aufgabe 
über einen My-Post-24-Automaten gehört60. Da wird es al-
lerdings schwierig, wenn wie im nachstehenden Fall nur 
noch 3 Minuten bis Fristablauf bleiben würden.

57 Wofür der Autor z. B. den in BJM 2015 S. 272 publizierten 
Entscheid des Basler Appellationsgerichts hält, abrufbar mit der 
Prozessnummer BEZ.2014.91 auf https://www.entscheidsuche.ch.

58 BGer 8C_604/2024 zum kantonalen Verfahren IV.2024.00465, 
siehe bei Fn. 45 + 53.

59 BGer 8C_174/2025 zum kantonalen Verfahren IV.2025.00048, 
siehe bei Fn. 49 + 54.

60 Dazu CHANSON, Eingaben am letzten Tag: drei heikle Fälle aus der 
Gerichtspraxis, Anwaltsrevue 2026, S. 137 ff, dort Teil II .4, S. 141.

IV. Beim Bundesgericht nicht angekommene 
elektronische Eingabe

1. Sachverhalt zu BGer 7B_1292/2025 vom 23. 12. 2025
Am 26. 11. 2025 um 23.57 Uhr, zwar sehr knapp vor Fristab-
lauf, aber noch rechtzeitig, hatte ein Anwalt sich beim 
Bundesgericht mittels Beschwerde gegen die Haftverlän-
gerung für seinen Klienten gewehrt61. Er erhielt umgehend 
und noch vor Mitternacht die Abgabequittung gemäss 
Art. 48 Abs. 2 BGG62 und erst danach eine Fehlermeldung 
von IncaMail, wonach seine Eingabe nicht an das Bundes-
gericht habe übermittelt werden können. Er reichte an-
derntags – und damit umgehend nach Erhalt dieser Mel-
dung – die ausgestellte Abgabequittung sowie die darin 
aufgeführten Anhänge dem Bundesgericht in Papierform 
nach. Dieses forderte den Anwalt auf, die in der Abgabe-
quittung mit den entsprechenden Dateinamen aufgeführ-
ten Anhänge (den Entscheid der Vorinstanz und seine Be-
schwerde) zusätzlich im PDF-Format nachzureichen. Dies 
geschah und damit konnte die vollständige Übereinstim-
mung zwischen den am 26. 11. 2025 elektronisch versand-
ten und den nachgereichten Dateien anhand der Hash-
werte erfolgreich überprüft werden.

2. Rechtzeitigkeit der Beschwerde bejaht
In seiner E. 1.2.163 stellt das Bundesgericht vorab fest, dass 
es dann für die Fristeinhaltung keine Rolle spiele, wenn die 
Übermittlung der elektronisch eingereichten Beschwerde 
nach Ausstellung der Abgabequittung aus technischen 
Gründen scheitere, also dann, wenn eine Abgabeplattform 
die Nachricht des Senders annehme, diese anschliessend 
aber nicht an den Empfänger ausliefern könne. Dies sei 
einem Fall gleichzusetzen, in dem eine Beschwerde zwar 
nachweislich fristgerecht bei der Post aufgegeben wurde, 
beim Empfänger – «aus welchen (vom Sender unabhängi-
gen) Gründen auch immer (z. B. Verlust, Zerstörung)»  – 
nicht ankomme.

Allerdings könne eine elektronisch eingereichte Be-
schwerde, die aus technischen Gründen nicht ausgeliefert 
werden konnte, nicht ausschliesslich in Papierform nach-
gereicht werden, sofern die Beschwerdefrist bereits abge-
laufen sei. Es müsse anhand der eindeutigen Hashwerten 
überprüft werden können, ob es sich bei den nachgereich-
ten Dokumenten bzw. Dateien tatsächlich um die auf der 
Abgabequittung aufgeführten Anhänge handelt bzw. ob 
die entsprechenden Dokumente bzw. Dateien (nachträg-
lich) manipuliert oder verändert wurden oder nicht.

3. Gründe für die ausgebliebene Auslieferung
Über die Gründe, weshalb diese Beschwerde nicht ans Bun-
desgericht gelangt ist, kann man nur spekulieren. Möglich 

61 Vgl. zum Ganzen E. 1.2.2.
62 Eine Bestimmung, deren Wortlauf jenem von Art. 143 Abs. 2 ZPO

(dazu im Teil III .1) entspricht.
63 Und mit Hinweis auf BGer 6B_739/2021 vom 14. 6. 2023, E. 1.2.2 

und dortigen Hinweisen.
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scheint ein Problem bei der Interoperabilität, d. h. bei der 
Weiterleitung von der einen zur anderen Plattform, wobei 
jede Plattform zuerst prüft, ob die Empfängeradresse bei 
ihr registriert ist. Probleme gibt es nach der Erfahrung 
des  Autors meistens bei der Grösse der Datei(en) einer 
elektronischen Eingabe. Das könnte auch beim Verfahren 
6B_739/202164 der Fall gewesen sein. Hier gibt der Kriteri-
enkatalog65 den anerkannten Zustellplattformen eine 
«Transport-/Zustellgrösse» von 25 MB vor, bei einer «Nutz-
grösse» von 15  MB. Letzteren Wert sollte eine Sendung 
beim Absender jedenfalls nicht überschreiten, weil sie aus 
technischen Gründen beim Transport grösser wird. Dabei 
ist es eine Eigenheit beim Versand über IncaMail, dass 
nicht auslieferbare Sendungen verloren sind und anders 
als bei PrivaSphere66 nicht nochmals zugestellt werden 
können.

4. Tipp für die Anwaltspraxis
Wer wie der Autor auf beiden Zustellplattformen regist-
riert ist, kann bei der Meldung einer ausgebliebenen Zu-
stellung bei einer Plattform immer noch den Weg über die
andere versuchen.

Weiter ist empfohlen, auf solche Fehlermeldungen 
umgehend zu reagieren und die nicht ausgelieferten Da-
teien – unverändert – auf anderem Weg (z. B. auf einem 
USB-Stick) dem Empfänger zu senden. War die fehlge-
schlagene Übermittlung fristkritisch, wäre die Nachsen-
dung vorsichtigerweise mit einem Fristwiederherstel-
lungsgesuch zu verbinden.

V. Ausblick auf justitia.swiss

1. Künftige Regelung gemäss BEKJ
Bekanntlich hat das Parlament am 20. 12. 2024 ein BG über 
die Plattformen für die elektronische Kommunikation in
der Justiz (BEKJ)67 verabschiedet, wobei gemäss kürzli-
cher Information des Projekts Justitia 4.068 eine vollstän-
dige Inkraftsetzung auf Mitte des nächsten Jahres geplant
ist. Die Plattform ist bereits heute via https://www.justitia.
swiss im Rahmen einer Pilotierung und als Testplattform
erreichbar. Bereits heute lässt sich auf dieser produktiven
Pilotplattform ein Profil anlegen, in das Mitarbeitende
oder Dienstleister69 eingebunden werden können, um Ein- 
und Ausgänge auf der Plattform zu bewirtschaften.

64  Siehe Fn. 63.
65 Abrufbar unter https://www.bj.admin.ch/bj/de/home/staat/

rechtsinformatik/e-uebermittlung.html, dort Ziff. 6.4.
66  Dort, sofern nicht durch den Absender gelöscht und jedenfalls nur 

innert 30 Tagen.
67 AS 2025 583.
68  https://www.justitia40.ch/de/news/bj-inkraftsetzung-bekj-per-1-

juli-2027-geplant.
69 PrivaSphere plant, als solcher Dienstleister zu wirken, und hat die 

entsprechenden Schnittstellen zu justitia.swiss vorbereitet. Damit 
können künftig Eingaben wie gewohnt via PrivaSphere übermittelt 
und auch entgegengenommen werden. Über diesbezügliche Pläne 
von IncaMail ist derzeit nichts bekannt.

Bis am 22. 6. 2026 lief die vom BJ ausgearbeitete 
Vernehmlassung zu einer Ausführungsverordnung mit 
dem Namen «VO über die elektronische Kommunikation 
in bundesrechtlichen Justiz- und Verwaltungsverfahren 
(VEKJ)»70.

Weder im BEKJ noch im Verordnungsentwurf ist die 
Unterzeichnung der zu übermittelnden Dateien durch die 
postulierende Partei vorgesehen. Diese hat sich gegen-
über der noch definitiv zu schaffenden Plattform zu au-
thentifizieren (Art. 20 BEKJ) und die Plattform fügt den 
Dokumenten, die nicht von Behörden kommen, ein Siegel 
und einen Zeitstempel bei (Art. 22 Abs. 3 BEKJ). Dagegen 
sind gemäss Abs.  2 dieser Bestimmung die Behörden 
verpflichtet, ihre Dokumente mit einem Siegel und einem 
Zeitstempel zu versehen.

2. Exkurs DigiLex im Kanton Zürich
Der Kanton Zürich ist mit seinem Projekt «Rechtliche
Grundlagen für elektronischen Geschäftsverkehr» (Digi-
Lex)71 vorgeprescht und gibt den Zürcher Anwältinnen
und Anwälten (und anderen berufsmässigen Vertretern)
im Verwaltungsverfahren ab dem kommenden Jahr vor,
Verfahrenshandlungen nur noch elektronisch vorzuneh-
men. Ursprünglich war eine Inkraftsetzung auf 2025 und
später auf 2026 vorgesehen, wogegen der Zürcher An-
waltsverband Einwände erhob. Welche Plattform und Zu-
stellwege zu benutzen sind, steht bei Redaktionsschluss
noch nicht abschliessend fest. Dazu kommt, dass justitia.
swiss immer noch ein Pilotprojekt ist und dass Detailrege-
lungen zum Betrieb72 noch nicht erlassen sind. Klar ist der-
zeit, dass die Zürcher Aufsichtskommission über Rechts-
anwälte (AK) die Plattform justitia.swiss als massgebenden 
Kanal für elektronische Verfahrenshandlungen bestimmt
hat. Seit kurzem finden sich dazu Informationen auf der
Website der Zürcher Gerichte73. Den registrierten Anwäl-
tinnen und Anwälten wird vorgegeben, sich bis spätes-
tens bis am 1. 9. 2026 auf der produktiven Plattform von
justitia.swiss anzumelden und die dann zugeteilte Zu-
stelladresse (achtstellige, alphanumerische Zeichenfolge) 
auf einem Webformular der AK mitzuteilen. Diese wird
vor 2027 allerdings keine Zustellungen über justitia.swiss
vornehmen.

70 Vernehmlassung EJPD 2024/79, https://fedlex.data.admin.ch/eli/
dl/proj/2024/79/cons_1. Vom Berner Anwaltsverband ist bekannt 
(Stand 8. 6. 2026), dass er sich unter der Federführung seiner 
Co-Präsidentin Claudia Schreiber sehr intensiv mit diesem 
Entwurf befasst hat und eine sehr ausführliche Vernehmlassung 
einreichen wird, die zu gegebener Zeit auf https://www.bav-aab.ch
aufgeschaltet wird. Auch vom SAV ist eine Vernehmlassung geplant. 
Sie wird später unter https://www.sav-fsa.ch/interessenvertretung
abrufbar sein.

71 Änderungen des Verwaltungsrechtspflegegesetzes (VRG) sowie 
Erlass einer VO über elektronische Verfahrenshandlungen im 
Verwaltungsverfahren (VEVV).

72 Mittels VEKJ, dazu bei Fn. 70.
73 https://www.gerichte-zh.ch/de/organisation/obergericht/

weitere- kommissionen/aufsichtskommission-ueber-rechts
anwaelte#vrg-revision-per-1-januar-2027.

P602333-1_AwR_06_07_2026_Inhalt_#PL_(001_048).indb   276P602333-1_AwR_06_07_2026_Inhalt_#PL_(001_048).indb   276 17.06.26   07:2517.06.26   07:25

https://www.fedlex.admin.ch/eli/oc/2025/583/de
http://jumpcgi.BGer.ch/cgi-bin/JumpCGI?id=14.06.2023_6B_739/2021
http://www.justitia.swiss/
https://www.bj.admin.ch/bj/de/home/staat/rechtsinformatik/e-uebermittlung.html
https://fedlex.data.admin.ch/eli/dl/proj/2024/79/cons_1
http://www.gerichte-zh.ch/de/organisation/obergericht/weitere-kommissionen/aufsichtskommission-ueber-rechtsanwaelte#vrg-revision-per-1-januar-2027


ANWALTSPRAXIS / PRATIQUE DU BARREAU

277ANWALTS REVUE DE L’AVOCAT 6/7/2026

3. Identifikation für justitia.swiss
Wer erstmals https://platform.justitia.swiss aufruft, wird
aufgefordert, sich eine digitale Identität zu beschaffen, um 
sich auf dieser Plattform zu registrieren oder dort einzu-
loggen. Für Anwältinnen und Anwälte ist dies nur über das 
Behördenlogin AGOV74 möglich. Dort ist vorab eine Regis-
trierung notwendig, welche unter Verwendung der AGOV
access App auf dem persönlichen Smartphone, mit einem
zugelassenen Sicherheitsschlüssel75 und später dann auch
via E-ID, geschieht. Gleichzeitig ist eine gültige E-Mail-
Adresse Bedingung76. Bei der erstmaligen Registrierung
muss kein amtlicher Ausweis (ID oder Pass) vorgelegt
werden, sondern erst, wenn die betreffende Applikation,
hier justitia.swiss, dies verlangt. Eine solche Identitätsprü-
fung muss alle fünf Jahre erneuert werden. Obwohl bei
den FAQ auf der AGOV-Website mehrere Identifikations-

74 Behörden-Login der Schweiz, www.agov.admin.ch. Die Identitäts-
bzw. Login-Lösungen SwissID (Schweizerische Post, SwissSign) 
und TrustID sind bei justitia.swiss nicht mehr zugelassen.

75 Auch Token genannt, der via USB an den Computer angeschlossen 
wird.

76 Zur Trennung von geschäftlichen und privaten Geschäften können 
unterschiedliche E-Mail-Adressen verwendet werden.

formen aufgezählt sind, steht bei der Nutzung von justitia.
swiss derzeit nur eine Online-Verifikation von ID oder Pass 
zur Verfügung, die zwischen 10 bis 30 Minuten dauern soll 
und während der das Ausweis-Dokument zum Hochladen 
zu fotografieren ist und danach ein Selfie-Video erstellt 
werden muss.

Der Autor hat dazu kürzlich mehr als eine Stunde auf-
gewendet; einerseits, weil die ID-Fotos seines Smartpho-
nes mehrfach nicht genügten, und andererseits, weil er 
beim Selfie-Video pflichtbewusst, aber unnötig, wie ihm 
später vom Support bescheinigt wurde, die Brille ablegte, 
was ihm für die Foto auf der ID auch befohlen war. Es ging 
deshalb nicht ohne Mitwirkung der Ehefrau, welche die 
Selfie-Anweisungen auf dem Smartphone vorlesen muss-
te. Das war ihm Anlass, um herauszufinden, was der 
Grund ist, dass nur diese Online-Verifikation, aber zum 
Beispiel nicht eine sicher gleichwertige Erst-Identifikati-
on mittels SwissID oder QES möglich sei: Es gebe auf-
grund von Beschaffungsregeln derzeit nur die Intrum AG, 
die für diese Online-Verifikation zertifiziert sei. Das ist je-
denfalls nicht im Sinne der betroffenen Nutzer, die einen 
Anspruch auf unkomplizierte Abläufe haben, zumal sie 
sich dieser Identifikation persönlich stellen müssen und 
sie nicht an andere delegieren können.
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